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Erfolglose Verfassungsbeschwerde gegen
Solidaritätszuschlag
FÜR EINKOMMENSTEUERPFLICHTIGE

Das Bundesverfassungsgericht hat eine Verfassungsbeschwerde gegen das
Solidaritätszuschlaggesetz 1995 (SolZG 1995) in der Fassung des Gesetzes zur Rückführung des
Solidaritätszuschlags 1995 vom 10.12.2019 zurückgewiesen (Az. 2 BvR 1505/20). Die Richter
begründen ihre Entscheidung damit, dass ein offensichtlicher Wegfall des auf den Beitritt der
damals neuen Länder zurückzuführenden Mehrbedarfs des Bundes auch heute (noch) nicht
festgestellt werden kann. Eine Verpflichtung des Gesetzgebers zur Aufhebung des
Solidaritätszuschlags ab dem Veranlagungszeitraum 2020 bestehe folglich nicht.

Zudem habe der Gesetzgeber mit der Reform von 2019 (u. a. durch Anhebung der Freigrenzen ab
2021) seine Pflicht zur Beobachtung der Voraussetzungen der Abgabe erfüllt. Des Weiteren sei die
Höhe des Zuschlags (5,5 %) nicht unverhältnismäßig. Auch eine Ungleichbehandlung etwa
zwischen Einkommensteuer- und Körperschaftsteuerpflichtigen oder bei Kapitalerträgen liege
nicht vor, da es sich um unterschiedlich gelagerte Sachverhalte handle, so das
Bundesverfassungsgericht.

Dieser Beitrag gibt den Stand zum Zeitpunkt der Ausgabe (Mai 2025) wieder und ersetzt keine individuelle Beratung.
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